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Vernachl�ssigte und
misshandelte Kinder – Nur eine
Aufgabe der Jugend�mter?

RAINER BECKER

Neben den Jugend�mtern, die f�r die Abwehr so genannter familienspezifischer
Gefahren von Kindern die origin�r zust�ndigen Ordnungsbeh�rden sind, ist die
Polizei als Gefahrenabwehrbeh�rde die einzige origin�r zust�ndige Beh�rde f�r die
Verh�tung von Straftaten.
Und die Verletzung der F�rsorge- oder Erziehungspflicht ist eine Straftat gem�ß
§ 171 Strafgesetzbuch ebenso wie die Misshandlung von Schutzbefohlenen gem�ß
§ 225 Strafgesetzbuch.
Die der Polizei zur Verf�gung stehenden M�glichkeiten zur Krisenintervention in
Sofortlagen stellen ein zu großes Potenzial dar, um sie bei der Entwicklung von Not-
fallkonzepten zum Schutz von Kindern unber�cksichtigt zu lassen.
Bei allen ebenso gewollten wie verst�ndlichen Unterschieden zwischen Jugend�mtern
und Polizei k�nnte eine Vernetzung der vorhandenen M�glichkeiten dazu beitragen,
schneller Kenntnis �ber eine Vernachl�ssigung oder Misshandlung von Kindern zu er-
langen und damit schneller und effektiver zum Wohl betroffener Kinder intervenieren
zu k�nnen.

1 Einleitung

Sp�testens seit den letzten nahegehenden
tragischen Todesf�llen vernachl�ssigter und
misshandelter Kinder in Hamburg und Bre-
men haben Bund und L�nder begonnen,
Notfallprogramme und deutlich verbesserte
Hilfskonzepte zu entwerfen, die derartige Er-
eignisse zuk�nftig nach M�glichkeit aus-
schließen sollen.

Nicht nachvollziehbar ist hierbei, dass bis
dato die Polizei anscheinend in keiner Weise
in angedachten Interventionskonzepten vor-
gesehen zu sein scheint.

M�glicherweise scheint hier noch immer ein
falsches Verst�ndnis von der Beziehung zwi-
schen Jugend�mtern und der Polizei vor-
zuherrschen, vielleicht liegt es auch an einem

falschen (Selbst)Verst�ndnis von Polizei als
bloßer Strafverfolgungsbeh�rde in derartigen
F�llen.

Um zu einer breiteren Kenntnis der polizei-
lichen Interventionsm�glichkeiten beizutra-
gen, werden daher nachfolgend in Frage
kommende insbesondere Gefahren abweh-
rende Zust�ndigkeiten und Erm�chtigungen
der Polizei sowie Fragen der Zusammenarbeit
mit Jugend�mtern er�rtert und bewertet.

2 Zust�ndigkeiten und daraus
resultierendes Konfliktpotenzial

Die Tatsache, dass die Jugend�mter auf dem
Gebiet der Abwehr von »familienspezifischen«
Gefahren f�r Kinder und Jugendliche die vor-
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rangig – origin�r – zust�ndige Ordnungsbe-
h�rde sind, mag f�lschlich zu der Annahme
f�hren, dass die Polizei eben nur hilfsweise –
subsidi�r – f�r unaufschiebbare Gefahren ab-
wehrende Maßnahmen und ggf. strafverfol-
gende Maßnahmen zust�ndig ist.

Dies stimmt jedoch nur teilweise, denn alle
Polizeigesetze Deutschlands beinhalten unter
anderem, dass die Polizei und keine andere
Ordnungsbeh�rde die origin�r zust�ndige
Beh�rde zur Verh�tung von Straftaten ist
(vgl. u. a. § 7 [1] Nr. 4 SOG M-V, § 1 [4]
HSOG, § 1 [1] PolG NRW, Art. 2 [1] Bay. PAG,
§ 1 [3] ASOG Bln).

Die Vernachl�ssigung von Kindern ist als Ver-
letzung der F�rsorge- oder Erziehungspflicht
– auch vielen Polizeibeamten nicht gel�ufig –
ein so genanntes Offizialdelikt gem�ß § 171
StGB und daher von Amts wegen zu verfol-
gen.

Seit dem Jahr 2000 regelt dar�ber hinaus
§ 1631 BGB, dass es kein so genanntes Z�ch-
tigungsrecht der Eltern mehr gibt, und seit
diesem Zeitpunkt ist das Schlagen eines Kin-
des zun�chst einmal eine K�rperverletzung
gem�ß § 223 StGB und unter Umst�nden
eine gef�hrliche K�rperverletzung gem�ß
§ 224 StGB.

Erfolgt dies besonders nachhaltig oder qu�-
lend, geht es um § 225 StGB, eine Misshand-
lung von Schutzbefohlenen.

Gelegentlich wird eine Zur�ckhaltung der
Polizei angemahnt, um die Versuche von
Sachbearbeitern des Jugendamtes, mit den
Erziehungsberechtigten in eine konstruktive
Beziehung zur Aufbereitung ihrer Probleme
aufzubauen, nicht zu beintr�chtigen.

Dies k�nnte in der Tat geboten erscheinen,
denn auf Grund des Legalit�tsprinzips sind
die Polizeibeamten anders als die Sachbe-
arbeiter des Jugendamtes verpflichtet, allen
Hinweisen auf strafbare Handlungen aus-
nahmslos nachzugehen. Und es kann dazu
beitragen, dass sich Erziehungsberechtigte,
um sich nicht selber zu belasten, verschlie-
ßen.

Gleichzeitig ist hingegen zu ber�cksichti-
gen, dass es sich bei vernachl�ssigten oder
misshandelten Kindern um Menschen han-
delt, die sich nicht selber sch�tzen k�nnen
und die daher von allen, die f�r die Gefah-
renabwehr verantwortlich sind, vor Strafta-
ten konsequent zu sch�tzen sind und nicht
um »Hilfsmittel«, die zur L�sung der pers�n-
lichen und sozialen Probleme ihrer Erzie-
hungsberechtigten mit herangezogen wer-
den k�nnen.

Eine Beh�rde, die ein Kind auch nur teilwei-
se benutzt, um einen Schl�ssel zu den ge-
st�rten Emotionen der Erziehungsberechtig-
ten zu haben, macht dieses Kind zum blo-
ßen Objekt staatlichen Handelns und ver-
st�ßt damit, wie das Bundesverfassungsge-
richt schon vor Jahren festgelegt hat, gegen
die Menschenw�rde gem�ß Art. 1 GG, die
eben dies verbietet.

Obige Ausf�hrungen m�ssen auch f�r ein
eventuelles Belassen des Kindes bei seinen Er-
ziehungsberechtigten gelten. Auch hier darf
es nur um das Kindswohl gehen, und die f�r
das Kind angestrebten Vorteile h�tten even-
tuelle (Rest-)Risiken bei weitem zu �berwie-
gen. Zweifelsf�lle w�ren daher immer zu Las-
ten des Erziehungsrechts der Erziehungsbe-
rechtigten zu entscheiden.

An dieser Stelle sei ausdr�cklich hervorgeho-
ben, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Jugend�mter in der großen Mehrzahl
aller F�lle, die leider nicht so �ffentlichkeits-
wirksam sind, wie sehr selten gemachte Fehl-
einsch�tzungen, vorbildlich mit ihrer diesbe-
z�glichen Verantwortung umgegangen sind
und umgehen.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass so-
wohl die Jugend�mter als auch die Polizei auf
dem Gebiet der Abwehr von Gefahren f�r
vernachl�ssigte und misshandelte Kinder ori-
gin�r zust�ndig sind, die Jugend�mter eher
bez�glich der Abwehr familienspezifischer
Gefahren und die Polizei eher bez�glich der
Verh�tung von Straftaten.
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Oft wird von Außenstehenden verkannt und
gelegentlich von der Polizei selber vergessen,
dass die Polizei zun�chst einmal Gefahren-
abwehrbeh�rde und dann erst Strafverfol-
gungsbeh�rde ist.

Die Gefahren abwehrende Verh�tung von
Straftaten hat Vorrang vor deren Verfolgung,
zu der die Polizei dann allerdings gem�ß
§ 163 StPO im Rahmen des so genannten Le-
galit�tsprinzips ohne Ausnahmen verpflichtet
ist, wenn sie sich nicht selber strafbar machen
will.

Dies mag der Grund daf�r sein, dass sowohl
B�rgerinnen und B�rger als auch Beh�rden
oft Zweifel hegen, ob sie die Polizei rufen sol-
len oder nicht. Und dies f�hrt wiederum oft
zu dem Dilemma, dass zwar keine Gefahren-
abwehrbeh�rde so schnell erreichbar ist und
unverz�glich Krisenintervention betreiben
kann, wie die Polizei, aber gleichzeitig ver-
sucht wird die Einleitung strafverfolgender
Maßnahmen aus welchen Gr�nden auch im-
mer lieber zu vermeiden.

Fakt bleibt jedoch, dass bei Vorliegen einer
gegenw�rtigen erheblichen Gefahr f�r Leib,
Leben oder Freiheit eines Kindes in den
n�chsten 10 Minuten jemand vor der Woh-
nungst�r zu stehen hat, der berechtigt ist,
die Wohnung zur Not auch mit Zwang zu be-
treten.

Die Tatsache, dass die Polizei bei Vorliegen
eines Anfangsverdachts auf Straftaten diesbe-
z�glich parallel zu den Gefahren abwehren-
den Sofortmaßnahmen von Amts wegen zu
ermitteln hat, kann und darf kein Kriterium
sein, zu warten, bis andere Beh�rden ohne
Strafverfolgungszwang den Ort des Gesche-
hens erreichen k�nnen.

3 Zusammenarbeit ist mehr als
bloßes Berichten

Der § 11 des Sicherheits- und Ordnungs-
gesetzes (SOG) M-V legt fest, dass die Ord-
nungsbeh�rden – also auch die Jugend�mter

– und die Polizei im Rahmen ihrer sachlichen
Zust�ndigkeit zusammenarbeiten und sich
gegenseitig �ber Vorkommnisse und Maß-
nahmen von Bedeutung unterrichten (vgl.
u. a. § 1 [6] HSOG, § 1 [1] PolG NRW, Art. 3
Bay. PAG, § 4 ASOG Bln).

Hieraus darf gerade von Seiten der Polizei
nicht f�lschlich abgeleitet werden, dass das
bloße Melden an das Jugendamt von einer
Pr�fung des jeweiligen Einzelfalles auf das
Vorliegen einer gegenw�rtigen Gefahr und
das Erfordernis Gefahren abwehrender So-
fortmaßnahmen befreit.

4 Gefahrenbegriffe und
daraus resultierende Handlungs-
pflichten

Gem�ß § 3 SOG M-V, der sowohl f�r die Ord-
nungsbeh�rden, zu denen auch die Jugend-
�mter z�hlen, als auch die Polizei gilt, ist eine
gegenw�rtige Gefahr eine Sachlage, bei der
das . . . sch�digende Ereignis bereits einge-
treten ist (St�rung) oder unmittelbar oder in
allern�chster Zeit mit an Sicherheit grenzen-
der Wahrscheinlichkeit bevorsteht (vgl. u. a.
Meixner/Fredrich, HSOG, 10. Aufl. Stuttgart
2005, zu § 1 HSOG, Rz. 14, S. 55, Tegtmeier/
Vahle, PolG NRW, 9. Aufl., Stuttgart 2004, zu
§ 8, Rz. 12 – 14, S. 85, Honnacker/Beinhofer,
(bay.) PAG, 18. Aufl., Stuttgart 2004, zu
Art. 2, S. 22, Knape/Kiworr, Allgemeines Po-
lizei- und Ordnungsrecht Berlin, 9. Aufl., Hil-
den/Rhld. 2006, zu § 17, S. 204, 205). Beim
misshandelten Kind, aber z. B. auch beim ein-
gesperrten oder hungernden Kind ist das
sch�digende Ereignis bereits eingetreten, so
dass von Gesetzes wegen definiert, eine ge-
genw�rtige Gefahr f�r das Kind vorliegt.

Die Gefahr wird dar�ber hinaus als erheb-
lich definiert, wenn sie einem bedeutsamen
Rechtsgut wie Leib, Leben oder Freiheit . . .
droht (vgl. die o. a. Quellen zu § 3). Auch
dies ist in derartigen F�llen zu bejahen, so
dass grunds�tzlich sofort zu handeln ist, um
dem Kind zu helfen.

Thema
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Ein »sofortiges« Vorbereiten von Maßnah-
men bei Vorliegen einer so genannten aku-
ten Gef�hrdung eines Kindes, wie gelegent-
lich internen Dienstanweisungen der Jugend-
�mter zu entnehmen, beinhaltet den logi-
schen Widerspruch, dass das »Vorbereiten«
allein sprachlich ein sofortiges Handeln aus-
schließt.

Aus diesem Grunde ist bei festgestellter so
genannter akuter Gefahr zun�chst einmal das
betroffene Kind in Obhut zu nehmen und
alle erforderlichen richterlichen Anordnun-
gen sind nachtr�glich einzuholen.

In zur�ckliegenden oft spektakul�ren F�llen
f�llt immer wieder eine besondere Schwach-
stelle bei der Beurteilung der Gefahrenlage
auf:

In F�llen so genannter h�uslicher Gewalt, bei
der in aller Regel eine erwachsene Frau miss-
handelt wurde, wird im Rahmen obiger Ge-
fahrendefinition stets und von der Rechtspre-
chung best�tigt, von einer gegenw�rtigen er-
heblichen Gefahr f�r das Opfer ausgegan-
gen, so dass die einschreitenden Polizeibe-
amten in aller Regel sofort eine r�umliche
Trennung vom T�ter in Form einer Woh-
nungswegweisung vornehmen.

Handelt es sich bei der »Frau« jedoch um ein
Kleinkind, beginnt man in aller Regel, ganz an-
dere Dinge »mit« zu beurteilen, sei es die Bin-
dung des Kindes an die Mutter, den Wunsch
des Gesetzgebers, der Unterst�tzung der Fa-
milie grunds�tzlich den Vorrang zu geben, die
Probleme eine sofortige Kurzzeitpflege oder
Heimunterbringung zu organisieren, die Belas-
tung von Personal und Haushalt usw.

Dies alles hat jedoch nichts mit der Beurtei-
lung der Gefahrenlage zu tun, und mit dem
grunds�tzlichen Erfordernis, bei Vorliegen
einer gegenw�rtigen erheblichen Gefahr zu-
n�chst einmal eine sofortige r�umliche Tren-
nung des Kindes vom T�ter herbeizuf�hren.

In F�llen, wo es erstmalig zu einem geringen
�bergriff gekommen ist, z. B. bei Finger- oder
Handspuren nach einem heftigeren »Klaps«
auf den Po, R�tungen an den Oberarmen we-

gen eines zu starken Festhaltens oder auch
bei geringer wiegenden Hinweisen auf eine
Vernachl�ssigung wie falsch ausgew�hlte
Kleidung im Winter, fehlende Schulbrote
o. �., mag es angehen, das Kind in der Obhut
der/des Erziehungsberechtigten zu belassen
und den Bedarf einer Hilfe zu er�rtern.

In F�llen jedoch, wo es zu Schl�gen in das
Gesicht gekommen ist, Tritten, H�matomen,
W�rgemalen, Frakturen, »Werkzeugspuren«,
Verbrennungen, Verbr�hungen, Ver�tzun-
gen, Vergiftungen ist das Kind wegen Vorlie-
gen einer gegenw�rtigen erheblichen (Dau-
er-)Gefahr sofort aus dem Einwirkungsbe-
reich des T�ters herauszunehmen.

Dies muss nicht obligatorisch l�ngerfristig
sein, aber solange nicht nach bestem Wissen
und Gewissen die Prognose gestellt werden
kann, dass das Kind nach eingeleiteten Hilfs-
maßnahmen gefahrlos in seine Familie zu-
r�ck kann, darf es nicht erneut in Gefahr ge-
bracht werden.

Dies mag zu einer deutlichen Erh�hung der
Zahl vorl�ufiger Schutzmaßnahmen f�hren,
dies mag zu einer erh�hten Personalbelas-
tung, Mehrdienststunden und mehr Perso-
nalbedarf f�hren, doch geht es hier um von
Gesetzes wegen einzuleitende Gefahren ab-
wehrende Maßnahmen auf Grund des Vorlie-
gens einer gegenw�rtigen erheblichen Ge-
fahr f�r Leben, Gesundheit und Freiheit eines
Kindes und nicht um organisatorische oder
haushaltstechnische Bedarfe der zust�ndigen
Kommunen.

Aus diesem Grunde muss das Kind bei fest-
gestellter akuter Gef�hrdung sofort in Obhut
genommen werden, um dann nachtr�glich
die erforderlichen richterlichen Entscheidun-
gen herbeizuf�hren.

Sp�testens, wenn ein Kind zu Schaden ge-
kommen ist und gepr�ft wird, ob die Ge-
fahrenlage korrekt beurteilt worden ist, wird
sich die Justiz ausschließlich am gesetzlich
definierten Gefahrenbegriff zu orientieren
haben.
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5 Mittelbare Anzeigepflicht
zur Wahrung eventueller
Versorgungsanspr�che

Ein weiteres Problemfeld, in dem sich Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Jugend-
�mter oder von Gerichts wegen eingeteilte
Betreuer gelegentlich befinden, ist, dass sie
an Stelle der Eltern, die in aller Regel die Tat
zum Nachteil ihres Kindes begangen haben,
f�r Antr�ge auf eine Versorgung nach dem
Gesetz �ber die Entsch�digung f�r Opfer von
Gewalttaten (OEG) zust�ndig sind.

Denn gelegentlich kommt es auf Grund der k�r-
perlichen und seelischen Folgen der Tat zu einer
Minderung der Erwerbsf�higkeit der Opfer.

Die Mitwirkungspflichten des Opfers beinhal-
ten gem�ß § 2 (2) OEG generell eine »unver-
z�gliche Anzeige bei einer f�r die Strafverfol-
gung zust�ndigen Beh�rde«, also der Polizei
oder der Staatsanwaltschaft.

Erfolgt die Anzeige nicht, so liegt ein Ver-
sagungsgrund durch die Versorgungsbeh�r-
de vor.

Stellt sich unter Umst�nden erst nach Jahren
heraus, dass der Betreuer, der vielleicht nur
versuchen wollte, einen Rest an Kontakten zu
den leiblichen Eltern aufrechtzuerhalten und
nicht zu gef�hrden, keine Anzeige erstattet
hat und deswegen die Tat nicht mehr auf-
gekl�rt werden kann, k�nnte das Opfer einen
(Amts-)Haftungsanspruch wegen des indirekt
verursachten wirtschaftlichen Schadens ge-
gen den Betreuer geltend machen.

6 In Betracht kommende
Maßnahmen

6.1 Einrichten und Betreiben einer
Telefonhotline

Im Vorfeld konkreter Maßnahmen k�nnte und
sollte die Gefahrenermittlung erheblich ver-
bessert werden, wenn Hinweise auf die Ver-

nachl�ssigung oder Misshandlung von Kin-
dern im Rahmen eines Sondernotrufes wie
z. B. einer Telefonhotline entgegengenom-
men, bewertet und weitergeleitet w�rden.

Eine derartige Hotline muss nicht obliga-
torisch von der Polizei eingerichtet und be-
trieben werden, wenngleich vieles daf�r spr�-
che (vgl. hierzu Becker in Deutsche Polizei
8/07 Landesjournal M-V, S. 5 – 7), sie zumin-
dest hierbei einzubinden, und sei es nur, um
hervorzuheben, dass die Verh�tung von
Straftaten zum Nachteil von Kindern und die
Abwehr von Gefahren gemeinsame Aufgabe
von Jugend�mtern und Polizei sind, und dass
die Jugend�mter mit ihrer verantwortungs-
vollen T�tigkeit nicht alleine gelassen wer-
den, um sie dann, wenn einmal etwas schief
gegangen zu sein scheint, zu kritisieren und
gegen die Verantwortlichen zu ermitteln.

6.2 Nutzung anderer Anl�sse

Ohne jede zus�tzliche Belastung der Streifen-
oder Ermittlungst�tigkeit kann bei Gelegen-
heit der jeweiligen T�tigkeit einfach vermehrt
auf Kinder Acht gegeben werden.

Bei einer Vielzahl von eigentlich anderen Anl�s-
sen von der Ruhest�rung �ber den Streit bis hin
zur Verkehrsunfallaufnahme und nicht zuletzt
dem Aufsuchen von Beschuldigten und Zeugen
in ihrer Wohnung, k�nnen Kinder in ihrem Um-
feld und sozialen Beziehungen wahrgenommen
werden. Und hier kann auch wahrgenommen
werden, ob die Kinder unter Umst�nden ver-
nachl�ssigt oder sogar misshandelt werden.

6.3 Nutzen der Streifent�tigkeit

Es besteht losgel�st von allen Maßnahmen auf
Grund von B�rgerhinweisen eine sehr gute
M�glichkeit, ohne gezielte Suche im Rahmen
der Streife auff�llige Kinder festzustellen und
ggf. Gefahren ermittelnd t�tig zu werden.

In Einzelf�llen mag dies bereits erfolgreich
der Fall gewesen sein.

Thema
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Nach Ansicht des Verfassers ließen sich die
M�glichkeiten, die sich hieraus ergeben, bei
einer entsprechenden Sensibilisierung der Be-
amten und einem Umdenken, dass die Polizei
– wie gesetzlich vorgesehen – selbst Gefahren
ermittelnd t�tig zu werden hat und nicht mehr
auf die Zust�ndigkeit der Jugend�mter schaut
und Hinweise abwartet, erheblich erweitern.

6.4 Befragungen

Sollte im Rahmen der Streife ein Kind an-
getroffen werden, bei dem der Anschein be-
steht, das es vernachl�ssigt oder misshandelt
wurde, k�nnte dieses kindgem�ß gem�ß
§ 28 SOG M-V hierzu befragt werden (vgl.
u. a. § 12 HSOG, § 9 PolG NRW, Art. 12 Bay.
PAG, § 18 ASOG Bln).

So gewonnene Erkenntnisse d�rfen dann al-
lerdings ausschließlich zum Zweck der Gefah-
renabwehr und damit nicht f�r die Strafver-
folgung genutzt werden.

Dies d�rfte f�r ein eventuelles Strafverfah-
ren jedoch unerheblich sein, da in derartigen
F�llen dann in aller Regel eine Vielzahl weite-
rer mittelbar und unmittelbar gewonnener Er-
kenntnisse wiederum verwertet werden d�rfte
– bis auf das Ergebnis der Befragung, und die-
se Beschr�nkung w�re mit hoher Wahrschein-
lichkeit auch in einem strafrechtlichen Ermitt-
lungsverfahren zum Tragen gekommen.

6.5 K�rperliche Untersuchungen

Schließlich k�me noch eine k�rperliche Un-
tersuchung eines Kindes, bei dem der An-
schein der Vernachl�ssigung oder Misshand-
lung besteht, in Betracht.

Gefahren abwehrend ist ein derartiger Ein-
griff expressis verbis nicht geregelt, so dass
hierbei auf die so genannte Generalklausel
des § 13 SOG M-V zur�ckgegriffen werden
m�sste (vgl. u. a. § 11 HSOG, § 8 PolG NRW,
Art. 11 Bay. PAG, § 17 ASOG Bln).

Hierbei gewonnene Gefahren abwehrend ge-
wonnene Erkenntnisse k�nnten gem�ß § 36

SOG M-V (vgl. u. a. § 20 HSOG, § 23 PolG
NRW, Art. 37 Bay. PAG, § 42 ASOG Bln)
trotzdem im Strafverfahren genutzt werden,
da sie mit einem vergleichbaren Mittel zum
Zweck der Strafverfolgung h�tten erhoben
werden k�nnen, n�mlich § 81 c StPO, der
k�rperlichen Untersuchung.

Beim Anfangsverdacht auf strafbare Hand-
lungen k�nnte der Eingriff auf § 81 c StPO ge-
st�tzt werden. Eine Verwendung der gewon-
nenen Erkenntnisse/Daten zu einem anderen
Zweck w�re gem�ß § 37 (1) SOG M-V m�g-
lich (vgl. u. a. § 20 HSOG, § 24 PolG NRW,
Art. 38 Bay. PAG, § 42 ASOG Bln).

6.6 Meldeauflagen in Form von
Vorladungen zur Gefahrenabwehr

Sowohl zur Verh�tung von Straftaten als auch
als Amtshilfe f�r personell oft �berforderte Ju-
gend�mter best�nde die M�glichkeit, gem�ß
§ 50 SOG M-V eine gefahrenabwehrende Vor-
ladung zu verf�gen (vgl. u. a. § 11 HSOG, § 8
PolG NRW, Art. 11 Bay. PAG, § 17 ASOG Bln).

Dem gef�hrdeten Kind, das unter der Ob-
hut des Jugendamtes bei seinen Eltern belassen
wurde, k�nnte per Verf�gung aufgegeben wer-
den, sich einmal t�glich zu einer bestimmten
Uhrzeit mit dem betroffenen Kind an der �rtlich
zust�ndigen Polizeidienststelle zu melden.

Bei dieser Vorladung w�rde es sich um einen
Verwaltungsakt gem�ß dem jeweiligen Ver-
waltungsverfahrensgesetz handeln, dessen
sofortiger Vollzug im Interesse des Kindes ge-
m�ß § 80 (2) Verwaltungsgerichtsordnung
anzuordnen w�re.

Ein »Nichterscheinen« k�nnte in Verbindung
mit der »Vorgeschichte« auf eine gegenw�rtig
gewordene erhebliche Gefahr f�r die Gesund-
heit und das Leben des Kindes, zumindest aber
tats�chliche Anhaltspunkte f�r das Ver�ben von
Straftaten zum Nachteil des Kindes hindeuten,
was wiederum eine Durchsuchung der Woh-
nung der betroffenen Familie gem�ß § 59 SOG
M-V zuließe (vgl. u. a. § 38 HSOG, § 41 PolG
NRW, Art. 23 Bay PAG, § 36 ASOG Bln).
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Beim Bejahen einer gegenw�rtigen erheb-
lichen Gefahr w�ren gleichzeitig die Vor-
aussetzungen einer Gefahr im Verzuge gege-
ben.

Bei den erw�hnten tats�chlichen Anhalts-
punkten sollte im Rahmen der weiteren Ge-
fahrenermittlung gem�ß § 7 (1) Nr. 1 SOG
M-V (vgl. u. a. § 1 HSOG, § 8 PolG NRW,
Art. 2 Bay. PAG, § 1 ASOG Bln) vor Ort ge-
pr�ft werden, inwieweit ein richterlicher Be-
schluss f�r die Durchsuchung der Wohnung
erforderlich ist oder inwieweit die Vorausset-
zungen der Gefahr im Verzuge gegeben sind.

6.7 Anordnung von Schutzmaßnahmen

Weiterhin k�nnte – in Mecklenburg-Vorpom-
mern und Schleswig-Holstein sogar expressis
verbis in § 29 (1) S. 2 Nr. 3 SOG M-V bzw.
§ 181 (1) S. 2 Nr. 3 LVwG S-H geregelt – der
Leiter der zust�ndigen Polizeibeh�rde nach
Feststellen einer Gef�hrdungslage eine
Schutzmaßnahme f�r das betroffene Kind an-
ordnen, was regelm�ßige Kontrollen ein-
schließlich einer Inaugenscheinnahme des
Kindes vor Ort nach sich ziehen k�nnte. Beim
Anschein weiterer Gefahren k�nnte w. o. ver-
fahren werden.

Auf Grund der �ffentlichkeitswirksamkeit von
Kontrollen, die allerdings unter Umst�nden
in Zivil erfolgen k�nnten, d�rfte eine Gefah-
ren abwehrende Vorladung grunds�tzlich
den milderen und f�r die Polizei weniger auf-
w�ndigen Eingriff beinhalten.

Schutzmaßnahmen k�nnten und sollten we-
gen ihrer pr�ventiven Dominanz am besten
durch so genannte Kontaktbereichbeamte
wahrgenommen werden, so dass der Strei-
fendienst hierdurch nicht zus�tzlich belastet
werden m�sste.

6.8 Ingewahrsamnahmen

Einen schwerwiegenderen Eingriff w�rde
eine Ingewahrsamnahme des betroffenen

Kindes zu seinem Schutz und der Verh�tung
von Straftaten darstellen.

Auf Grund der oft falschen Einsch�tzung der
Zust�ndigkeiten bleibt es zu oft bei einer blo-
ßen Unterrichtung des ja scheinbar alleine
origin�r zust�ndigen Jugendamtes gem�ß § 7
(1) Nr. 2 SOG M-V (vgl. u. a. § 1 [6] HSOG,
§ 1 [1] PolG NRW, Art. 3 Bay. PAG, § 4 ASOG
Bln), um dem Sachbearbeiter allein die Ver-
antwortung f�r alle Folgemaßnahmen zu
�berlassen.

Stattdessen w�re in der konkreten Situation
vor Ort der Opferschutz in den Fokus zu r�-
cken und die Gefahrenlage auf das sorgf�l-
tigste zu beurteilen.

Was f�r die Schwachen gilt, muss erst Recht
f�r die noch Schw�cheren gelten, und was
bei h�uslicher Gewalt f�r einen Platzverweis
gem�ß § 52 SOG M-V (vgl. u. a. § 31 HSOG,
§ 34 a PolG NRW, Art. 16 Bay. PAG, § 29 a
ASOG Bln) gilt muss erst Recht f�r eine Inge-
wahrsamnahme gem�ß § 55 (1) Nr. 3 SOG
M-V gelten.

Wenn es zu einem polizeilichen Einschreiten
gekommen ist, ist das Kind in Gewahrsam zu
nehmen, und zwar sofort.

Wie bereits erl�utert, k�nnen �ber die Maß-
nahme des Jugendamtes hinaus aus polizei-
licher Sicht im Rahmen der Verh�tung von
Straftaten erg�nzend eigene Gefahren ab-
wehrende Maßnahmen wie Gefahren ab-
wehrende Vorladungen oder Schutzmaßnah-
men verf�gt werden, die wiederum das Ju-
gendamt nicht unterlaufen darf.

Dar�ber hinaus erfordern neue Lagen neue
Entschl�sse und wenn es zu neuen Misshand-
lungen gekommen ist, k�nnte eine erneute
Ingewahrsamnahme geboten sein und das
Jugendamt k�nnte an seine eigenen Auf-
gaben – s. o. – erinnert werden. Ggf. w�re
nachdr�cklich auf dem Dienstweg zu interve-
nieren.

Insbesondere f�r Polizeibeamte, aber als
Orientierungsrahmen auch f�r andere Be-
h�rden, die Zutritt zur Wohnung eventuell
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betroffener Kinder haben, bieten sich
Checklisten zum Verifizieren oder Falsifizie-
ren des Verdachts auf eine Verletzung der
F�rsorge- oder Erziehungspflicht bzw. des
Verdachts einer Misshandlung von Schutz-
befohlenen an. Eine vom Landeskriminalamt
Berlin entwickelte und von der FH�VPR/
IPAF/FID in Mecklenburg-Vorpommern
�berarbeitete Checkliste kann beim Verfas-
ser per E-Mail angefordert werden.

7 Anzeigen- und Berichtsdurch-
schriften an das Familiengericht

Mehr (Selbst-)Kontrolle reduziert das Risiko
einer Fehleinsch�tzung.

Aus diesem Grunde sollten Durchschriften von
Anzeigen und Berichten nicht nur an das Ju-
gendamt, sondern auch an das �rtlich zust�n-
dige Familiengericht weiter geleitet werden,
das gem�ß § 12 FGG – Gesetz �ber die Ange-
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit –
zuk�nftig § 14 Familienverfahrensgesetz – bei
Gefahren f�r das Kindswohl von Amts wegen
Sachaufkl�rung zu betreiben hat.

8 Pressemitteilungen

Bekannt gewordene F�lle von Vernachl�s-
sigung oder Misshandlung sollten – abge-
stimmt mit der sachleitenden Staatsanwalt-
schaft – h�ufiger den Medien mitgeteilt wer-
den, da in vergleichbaren F�llen hiernach
stets eine erh�hte Hinweisbereitschaft in der
Bev�lkerung zu verzeichnen war und damit
anderen Betroffenen eher geholfen werden
kann.

9 Vernachl�ssigung und
Misshandlung von Kindern sind
wichtige Ereignisse (WE)

Weiterhin w�re w�nschenswert, wenn zu-
k�nftig polizeiintern die strafbare Vernach-

l�ssigung oder Misshandlung von Kindern
als meldew�rdiges so genanntes wichtiges
Ereignis (WE) eingestuft w�rde, damit jedem
Polizeibeamten von vorneherein klar w�re,
dass seine Vorgesetzten bis hin in das Innen-
ministerium Gewalt gegen Kinder genauso
wichtig nehmen wie z. B. das Verwenden
des Hitlergrußes, das schon seit Jahren als so
genannte WE zu melden ist.

10 Fazit

Die Polizei war und ist mit der Spezialisierung
»Verh�tung von Straftaten« ebenso wie die
Jugend�mter origin�r f�r die Abwehr von Ge-
fahren durch Vernachl�ssigung und Miss-
handlung von Kindern zust�ndig.

Hierbei sollte eng und kooperativ mit den Ju-
gend�mtern zusammengearbeitet werden.

Bei der gemeinsamen Aufgabe des Schutzes
von Leben, k�rperlicher und seelischer Ge-
sundheit unserer Kinder kann und darf es
kein Ohne- oder gar Gegeneinander geben.

Gerade wenn es um Kinder geht, muss bei al-
lem Verst�ndnis f�r sozialp�dagogisch moti-
viertes Interesse an der Hilfe f�r oft �berfor-
derte und gest�rte Erziehungsberechtigte im
Zweifel der Schutz des Kindes, des Opfers,
absoluten Vorrang haben.

Die Polizei ist ein bedeutender Teil eines
komplexen Systems der Gefahrenabwehr.

Sie hat ebenso wie die Jugend�mter sicher-
lich keine M�glichkeiten, gesellschaftliche Ur-
sachen f�r die Vernachl�ssigung und Miss-
handlung der Schw�chsten in unserer Gesell-
schaft abzustellen.

Allerdings stellen die bereits vorhandenen
und in aller Regel ausreichenden polizeilichen
M�glichkeiten zur Krisenintervention in So-
fortlagen ein zu großes Potenzial dar, um sie
bei der Entwicklung von Notfallkonzepten
zum Schutz unserer Kinder unber�cksichtigt
zu lassen.
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Das, was bisher ohne oder mit nur geringer
Einbindung der Polizei unternommen wurde,
hat gelegentlich zu fatalen Folgen gef�hrt.

Dass Konzepte gemeinsam mit der Polizei zu
Verschlechterungen f�hren w�rden, ist eher
unwahrscheinlich.

Unsere Kinder sollten uns den Versuch einer
Vernetzung unserer teilweise unterschiedli-
chen M�glichkeiten wert sein!

" Polizeidirektor Rainer Becker
Fachhochschule f�r �ffentliche
Verwaltung, Polizei und Rechtspflege
Goldberger Straße 12 – 13
18273 G�strow/Mecklenburg-
Vorpommern
E-Mail: R.Becker@FH-Guestrow.de

Gerhard Fieseler/Hans Schleicher/Manfred Busch (Hrsg.)
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kritisch kommentiert. Die Kommentatoren sind 
namhafte Vertreter aus dem Aus- und Fortbil-
dungsbereich, der freien Jugendhilfe sowie der 
Jugend- und Landesjugendämter. Ihre Rechtsaus-
legung orientiert sich an einer offensiven, den 

Zu beziehen über Ihre Buchhandlung oder direkt beim Verlag.

Wolters Kluwer Deutschland GmbH • Postfach 2352 • 56513 Neuwied  

Telefon 02631 801 2222 • Telefax 02631 801 2223

www.wolterskluwer.de • E-Mail info@wolterskluwer.de

Lebensbedürfnissen junger Menschen und ihrer 
Familien verpflichteten Jugendhilfe, die sich in 
alle Bereiche von Gesellschaft, Wirtschaft und 
Politik einmischt.

Thema

20 Jugendhilfe 46 1/2008




